
Waldreport 2016 des BUND 
Im "Waldreport 2016" werden
zwanzig  Beispiele  aus  ganz
Deutschland  aufgezeigt  -
zehn  negative  und  zehn  po-
sitive.  Damit  möchte  der
BUND  Gesellschaft,  Politik
und  Verwaltung  aufzeigen,
dass  es  diese  breite  Palette
in  der  Art  der  Waldbewirt-
schaftung  gibt.  Eine  ökolo-

gisch  verträgliche  Waldwirtschaft  ist  mög-
lich, das zeigen die Positivbeispiele! 

Der EU-Fußabdruck in der Welt 
Die  Landfläche  der  Welt  ist
insgesamt  begrenzt,  jedoch
steigt  die  Nachfrage.  Der
Ressourcenverbrauch  Euro-
pas  gehört  zu  den  höchsten
der  Welt,  und  unsere  Nach-
frage nach Landfläche - unser
Land-Fußabdruck - übersteigt
die Kapazitäten unseres Kon-
tinents.

Kammer verweigert erneut Auskunft 
Erneut  verweigert  die  Land-
wirtschaftskammer der Kreis-
gruppe Rotenburg des BUND
Auskunft  nach  dem  Umwelt-
informationsgesetz. Dabei hat
das  OVG  Lüneburg  schon

2016 in zwei Entscheidungen deutlich gemacht,
dass die  Kammer die Regelungen des Geset-
zes nicht beachtet.  Konsequenzen hat sie da-
raus  offensichtlich  nicht  gezogen.  Aktuell  wird
die  Auskunft  in  zwei  inhaltlich  gleichen Fällen
verweigert, der BUND hat gegen die Entschei-
dungen Widerspruch eingelegt.

Europ. Bürgerinitiative gegen Glyphosat 
Ende 2017 steht in der EU ei-
ne wichtige Entscheidung an:
Wird  das  Pestizid  Glyphosat
für  weitere  10  bis  15  Jahre

zugelassen? Für die Europäische Bürgerinitiati-
ve gegen Glyphosat müssen wir europaweit in
den  kommenden  Monaten  mindestens  eine
Millionen Unterschriften sammeln. 
Werden Sie jetzt Teil der Europäischen Bür-
gerinititative gegen Glyphosat! Unterstützen
Sie den Aufruf!

Einwendung gegen Hähnchenmastställe 
Ca.  80.000  Masthähnchen-
Plätze in zwei Ställen sind ei-
nem  Landwirt  in  Freyersen
schon genehmigt, jetzt sollen
zwei  weitere  Ställe  mit  etwa

der  gleichen  Tierzahl  hinzukommen.  Damit  er
im Außenbereich „privilegiert“ bauen darf, muss
er  eine  überwiegend  eigene  Futtergrundlage
nachweisen.  Die  Landwirtschaftskammer  hat
gerade mal 52 v. H. errechnet. 
Nach Auffassung des BUND hätten viele Flä-
chen nicht mitgerechnet werden dürfen. 

CDU: Tierschutzverbandsklage abschaffen 
Neun  Tierschutzverbände  in
NRW  haben  das  Recht,  in
tierschutzrechtlichen  Geneh-
migungsverfahren  mitzuwir-
ken und bei Verstößen gegen

das Tierschutzrecht zu klagen, um die Belange
des Tierschutzes durchzusetzen.  Die CDU will
dieses Recht wieder abschaffen.

Ausbildung Streuobst-Pädagogik 2017 
Der  BUND  Niedersachsen
führt  wieder  ein  Projekt  zur
Erhaltung  von  Streuobstwie-
sen  durch.  Die  Ausbildung
Streuobst-Pädagogik wird im

Rahmen dieses Projekts in Zusammenarbeit mit
Partnern durchgeführt.  Ziel  der Ausbildung ist,
dass die Streuobst-Pädagogen im ganzen Land
an Schulen und in Vereinen Kinder, Jugendliche
und Erwachsene für das Thema Streuobst be-
geistern.  Dabei  wird  das Bewusstsein  für  das
Ökosystem Streuobstwiese geschaffen. Wer In-
teresse hat:  Details der Ausbildung finden Sie
im Anhang. Anmeldung bis zum 28. Februar.
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2016 trat der Pariser Klimavertrag
in Kraft: Deutlich unter zwei Grad,
besser  bei  1,5  Grad  wollen  195
Staaten  die  globale  Erwärmung
des Klimas stoppen. 
Leider  handelt  Deutschland
nicht  im  Sinne  des  Vertrages.
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Einschreiben


Landwirtschaftskammer Niedersachsen
Bezirksstelle Bremervörde
Albrecht-Thaer-Str. 6a
27432 Bremervörde


Hähnchenmastanlage Siegfried Kracke, Scheeßel, Ahlsdorfer Weg
Ihr Bescheid vom 12.01.2017; hier: Widerspruch


Sehr geehrte Damen und Herren,


gegen den Bescheid vom 12.01.2017 legen wir im Namen des BUND-Landesverbandes Nieder-
sachsen


 Widerspruch 


ein. Auf die anl. Vollmacht wird verwiesen.


Begründung


Sie begründen Ihre Ablehnung damit, dass unter das UIG ausschließlich Dokumente fallen, die 
Aussagen zum Zustand von Umweltbestandteilen enthalten. Diese Annahme ist nicht richtig.


Nach § 2 Abs. 3 UIG sind Umweltinformationen z. B. auch: 


- Maßnahmen oder Tätigkeiten, die sich auf die Umweltbestandteile auswirken oder wahr-
  scheinlich auswirken. 


- Politische Konzepte, Rechts- und Verwaltungsvorschriften, Abkommen, Umweltvereinba-
  rungen, Pläne und Programme.


- Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts.


- Kosten-Nutzen-Analysen oder sonstige wirtschaftliche Analysen und Annahmen, die zur
  Vorbereitung oder Durchführung von Maßnahmen oder Tätigkeiten im Sinne der Nummer 3
  verwendet werden.


Bund für Umwelt
und Naturschutz
Deutschland e. V.
Friends of the Earth
Germany


Kreisgruppe 
Rotenburg (Wümme)
Vorsitzender
Manfred Radtke
Am Kamp 31
27356 Rotenburg
Fon: 04261/69 67
Mail: bund.rotenburg@bund.net
Web: http://rotenburg.bund.net


20. Januar 2017


BUND          Kreisgruppe Rotenburg          Am Kamp 31          27356 Rotenburg


Geschäftskonto: BUND-Kreisgruppe
Rotenburg
Zevener Volksbank
IBAN: DE20241615945406251900
BIC: GENODEF1SIT


Der BUND ist ein anerkannter Natur-
schutzverband nach § 63 Bundes-
naturschutzgesetz. Spenden sind 
steuerabzugsfähig. Erbschaften und 
Vermächtnisse an den BUND sind 
von der Erbschaftssteuer befreit. 
Wir informieren Sie gern.







Der Begriff der Umweltinformation ist mithin schon im Gesetz viel weiter gefasst, als Sie in Ihrer 
Ablehnung angeben. 


Außerdem ist nach der gefestigten Rechtsprechung der Begriff „Umweltinformation“ sehr 
weit zu fassen. 


Ferner gilt das Regel-Ausnahme-Prinzip. Die Herausgabe der Information ist die Regel, die 
Geheimhaltung ist nur auf wenige Fälle beschränkt.


Wir verweisen hier beispielhaft nur auf wenige, höchstrichterliche Urteile:


- BVerwG 7 C 7.12 vom 02.08.2012: Schriftverkehr zwischen selbstständigen Behörden mit um-
  weltrelevanten Inhalten stellt eine Umweltinformation dar.


- BVerwG, 4 C 13.07 vom 21.02.2008: Der Begriff der Umweltinformation ist weit auszulegen.
 Erfasst werden auch Angaben, die die wirtschaftliche Realisierbarkeit einer umweltrelevanten
 Maßnahme betreffen. Dazu gehören sowohl Angaben zur Finanzierung des Vorhabens als
 auch zur Finanzkraft des Vorhabenträgers.


Umweltinformationen sind mithin nicht nur die „harten“ Informationen wie Messwerte, Zustandsbe-
richte usw. Darunter fallen auch vorbereitende Tätigkeiten, Pläne, Programme, Schriftwechsel mit 
umweltrelevanten Inhalten usw.


Die (positive) Berechnung der eigenen Futtergrundlage führt unmittelbar dazu, dass ein Landwirt 
im Außenbereich bauen darf. Dieser ist nach BauGB grundsätzlich von einer Bebauung frei zu hal-
ten. Dass eine Bebauung, die aufgrund der Ermittlung der eigenen Futtergrundlage umweltrele-
vante Konsequenzen hat, muss nicht näher erläutert werden.


Die Ablehnung unseres Antrags auf Herausgabe der beantragten Information entspricht daher 
nicht der Rechtslage. Ihre Erläuterung, nach welchen Maßgaben die Landwirtschaftskammer ihre 
Berechnungen durchführt, ist nicht die Information, um die wir gebeten hatten. 


Wir bitten daher erneut um Übermittlung der beantragten Unterlagen.


Mit freundlichen Grüßen Vollmacht
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Landkreis Rotenburg
Postfach 14 40
27344 Rotenburg


Bauvorhaben Karsten Knofflock, Freyersen
Bau von 2 Hähnchenmastställen mit je 39.800 Plätzen


Sehr geehrte Damen und Herren, 


der BUND Rotenburg gibt, auch im Namen des BUND-Landesverbandes Niedersachsen, die fol-
gende Stellungnahme ab. 


1. § 27a VwVfG schreibt vor, dass zur Einsicht auszulegende Unterlagen auch über das Internet 
zugänglich gemacht werden sollen. Eine Soll-Vorschrift bedeutet rechtlich ein Muss, es sei denn, 
dass z. B. die technischen Voraussetzungen nicht gegeben sind. Das Planungsvereinheitlichungs-
gesetz, mit dem diese Vorschrift 2013 eingeführt wurde, gilt für sämtliche Verfahren, bei denen 
Unterlagen öffentlich auszulegen sind. Dass die Vorschrift grundsätzlich zwingend ist, lässt sich 
auch der Gesetzesbegründung zu § 27a VwVfG entnehmen. Der BUND stellt fest, dass der 
Landkreis Rotenburg diese Vorschrift erneut nicht beachtet hat.


2. Lt. Kurzbeschreibung nach § 4 BImSchG sind pro Stall und Jahr 7,2 Mastgänge vorgesehen. 
Bei der Ermittlung der N-Bilanz wird nur mit 7 Durchgängen kalkuliert. Welche Angabe ist rich-
tig?


3. In der Anlage 4 zum QFN ist von einer Mastdauer von 37 Tagen die Rede. Das stimmt nicht 
mit der Kurzbeschreibung überein. Dort ist davon die Rede, dass der Großteil der Tiere bis zum 
42. Tag weitergemästet werden.


4. Lt. Schreiben der LWK vom 25.10.2016 ist von 557 t anfallenden Hähnchenmists die Rede, im 
Abnahmevertrag für Wirtschaftsdünger von 587 t. Was stimmt?


5. Lt. Emissionsgutachten S. 27 befinden sich angeblich keine stickstoffsensiblen Biotope in einem
Radius von 336 m. Wie das Luftbild (Abb. 10) zeigt, befinden sich innerhalb dieses Bereichs 
sowohl Waldflächen als auch Gehölzstreifen, die sensibel auf Stickstoff reagieren. 


Bund für Umwelt
und Naturschutz
Deutschland e. V.
Friends of the Earth
Germany


Kreisgruppe 
Rotenburg (Wümme)
Vorsitzender
Manfred Radtke
Am Kamp 31
27356 Rotenburg
Fon: 04261/69 67
Mail: bund.rotenburg@bund.net 
Web: http://rotenburg.bund.net
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BUND          Kreisgruppe Rotenburg          Am Kamp 31          27356 Rotenburg


Geschäftskonto: BUND-Kreisgruppe
Rotenburg
Zevener Volksbank
IBAN: DE20241615945406251900
BIC: GENODEF1SIT


Der BUND ist ein anerkannter Natur-
schutzverband nach § 63 Bundes-
naturschutzgesetz. Spenden sind 
steuerabzugsfähig. Erbschaften und 
Vermächtnisse an den BUND sind 
von der Erbschaftssteuer befreit. 
Wir informieren Sie gern.







6. Als zugepachtete Fläche ist im Pachtvertrag ein Grundstück in der Gemarkung Badenstedt mit 
einer Größe von 19,4 ha unter der Bezeichnung Flur 3, Flurstück 136/2 aufgeführt. Nach den amt-
lichen Unterlagen der Katasterverwaltung gibt es ein Grundstück mit dieser Bezeichnung 
nicht.


7. Bei den Futterflächen können z. B. Hofflächen, andere bebaute Flächen, Wege und Plätze, 
Wald- und Wasserflächen nicht berücksichtigt werden. Dazu gehören auch Grünlandflächen, da 
Gras als Futter für Masthähnchen ungeeignet ist. Die Landwirtschaftskammer hat aber Grünland-
flächen berücksichtigt, um auf eine eigene Futtergrundlage von gerade mal 52 v. H. zu kommen. 


Insgesamt handelt es sich um folgende Flächen:


Art Flur Flurstück Nutzung Größe/ha


Freyersen 1 16/40 lt. GeoLife Grünland 0,4


Freyersen 1 16/45 lt. GeoLife Grünland 1,96


Freyersen 1 76/9 lt. GeoLife Grünland 2,08


Freyersen 1 81/4 lt. GeoLife Grünland 0,11


Freyersen 1 92/3 Wald 0,75


Freyersen 2 26/4 lt. GeoLife Grünland 0,6


Freyersen 2 28/12 Ist das Baugrundstück 2,2


Summe 8,1


8. Zugepachtete Flächen müssen eine räumliche Nähe zu den Betriebsflächen haben. Die Flä-
chen in den Gemarkungen Zeven und Badenstedt liegen teilweise sehr deutlich mehr als 10 km 
vom Betrieb Knofflock entfernt. Nach der Rechtsprechung dürfen derart hofferne Flächen bei 
der Ermittlung der eigenen Futtergrundlage nicht berücksichtigt werden.


Insgesamt handelt es sich um folgende Flächen:


Art Flur Flurstück Nutzung Größe/ha


Badenstedt 3 136/2?? Keine Hofnähe 19,42


Badenstedt 3 146/2 Keine Hofnähe 6,41


Zeven 7 4 Keine Hofnähe 0,8


Zeven 9 102 Keine Hofnähe 0,3


Summe 26,93


9. Die an Herrn Friedhelm Meyer verpachtete Fläche von 9,4 ha soll an den Antragsteller zurück- 
gegeben werden. Es ist zu prüfen, ob dieser Vorgang Konsequenzen für den Flächennach-
weis für die Tierhaltung von Herrn Meyer hat.


10. Die Landwirtschaftskammer weist mit Schreiben vom 25.10.2016 darauf hin, dass es in Kürze 
eine neue Düngeverordnung mit wesentlichen Änderungen geben wird. Bei der Prüfung des Bau-
antrags ist daher die neue DüV zugrunde zu legen.


Der BUND kommt nach Prüfung des Bauantrags zum Ergebnis, dass Flächen in einer Grö-
ßenordnung von 35,03 ha bei der Berechnung der eigenen Futtergrundlage nicht zu berück-
sichtigen sind. Diese liegt mithin deutlich unter dem gesetzlich geforderten Umfang. Eine 
Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 1, die eine Bebauung des Außenbereichs rechtfertigen 
würde, liegt damit nicht vor.


Mit freundlichen Grüßen
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http://www.ariwa.org/aktivitaeten/aufgedeckt/recherchearchiv/1339-2017-01-23-12-54-04.html
http://www.streuobstwiesen-niedersachsen.de/web/start/willkommen



   


 
 


Informationen zur Ausbildung „Streuobst-Pädagogik“ 2017 


Der BUND Landesverband Niedersachsen führt in Kooperation mit der Kompetenzzentrum 


Ökolandbau Niedersachsen GmbH (KÖN) und dem Forstamt Sellhorn das Projekt "Zusammenarbeit 


zur Erhaltung von Streuobstwiesen in Niedersachsen" durch. Gefördert wird dieses Projekt aus dem 


Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) nach der 


Richtlinie Landschaftspflege und Gebietsmanagement in Niedersachsen und Bremen (RL LaGe), 


RdErl. d. MU v. 16.12. 2015.  


Die Ausbildung Streuobst-Pädagogik wird im Rahmen dieses Projekts in Zusammenarbeit mit der 


Streuobst-Pädagogin Beate Holderied (Baden-Württemberg), dem Streuobst-Pädagogen e.V. und der 


Alfred Toepfer Akademie für Naturschutz angeboten.  


Das Ziel der Ausbildung ist, dass in ganz Niedersachsen ausgebildete Streuobst-Pädagogen an 


Schulen und in Vereinen Kinder, Jugendliche und Erwachsene für das Thema Streuobst begeistern. 


Dabei wird das grundsätzliche Bewusstsein für das Ökosystem Streuobstwiese geschaffen. Kinder 


genauso wie Jugendliche und Erwachsene entdecken unsere gefährdete Kulturlandschaft mit allen 


Sinnen; Ziel ist die Sensibilisierung aller Altersgruppen für das faszinierende, aber bedrohte Biotop. 


Die Schulung umfasst 83 Unterrichtsstunden und ist in sechs Blöcke auf das gesamte Jahr aufgeteilt: 


zwei eintägige Blöcke (Do und Sa), zwei zweitägige Blöcke (1x Do-Fr, 1x Mi-Do), einen dreitägigen 


Block (So-Di) und einen viertägigen Block (Di-Fr). Für die einzelnen Themen haben wir Experten und 


Expertinnen der einzelnen Fachgebiete gewonnen, die praktisch anwendbares obstbauliches, 


naturschutzfachliches und naturpädagogisches Wissen vermitteln.  


Termine 


 14.-17. März 2017 – VNP Niederhaverbeck 


 27. April 2017 – Walderlebniszentrum Ehrhorn, Forstamt Sellhorn 


 01.-02. Juni  2017 – Hof Möhr, NNA, Schneverdingen 


 18.-20. Juni 2017 – Walderlebniszentrum Ehrhorn, Forstamt Sellhorn 


 19.-20. September 2017 – wird noch bekanntgegeben 


 25. November 2017 – Prüfung, BUND Landesgeschäftsstelle Niedersachsen, Hannover 


Die Prüfung beinhaltet eine schriftliche und eine praktische Prüfung. Die Teilnehmer erhalten eine 


Urkunde.  


Ausbildungsinhalte 


 Tierspuren im Schnee / Spuren erzählen Geschichten 


 Schnitt von Obstbäumen / Büschele binden 


 Streuobst und Ernährung 


 Obstarten und Obstsorten 


 Geschichte der Streuobstwiesen / Pflege von Streuobstbeständen 


 Vögel der Streuobstwiesen / Nisthilfen, Sitzstangen 


 Ernte und Verwertung 


 Backen im Backhaus 


 Fledermäuse / Höhere Tiere 


 Honigbienen, Imkerei 


 Wiese: Typen, Blumen, Essbare Kräuter, Bestimmungsübungen 


 Grüngutverwendung, Sensenmähen, Dengeln, Heuernte 


 Insekten / Nützlinge / Befruchtung 







   


 Naturpädagogik 


 Exkursionsdidaktik 


 Projekte mit Grundschülern 


 Prüfung schriftlich / praktisch 


Das Angebot richtet u. a. sich an ehrenamtlich Aktive und Pädagogen. Die anteiligen Kursgebühren, 


Fachliteratur, Reisekosten, Übernachtung und Verpflegung werden von den Teilnehmern getragen. 


Die Teilnahmegebühr beträgt 350€. Die Teilnahmegebühr für die Ausbildung wird direkt an den Verein 


Streuobst-Pädagogen e.V. entrichtet. Die Anerkennung als Bildungsurlaub für einzelne 


Veranstaltungsmodule dieser Ausbildung ist beantragt. 


Die Teilnehmerzahl ist auf 25 begrenzt. Übersteigt die Anzahl der Interessenten die vorhandenen 


Plätze, wird eine Nachrückerliste eingerichtet.  


Mit der Bestätigung Ihrer Teilnahme erhalten Sie den Stundenplan, die Kontoverbindung für die 


Überweisung der Teilnahmegebühr und die Kontaktdaten der Veranstaltungsorte. Wenn nicht anders 


mitgeteilt, setzen Sie sich bitte wegen der Übernachtung selbst mit den Hotels in Verbindung. Die 


Verpflegung (bis auf Frühstück, sofern nicht anders mitgeteilt) wird durch den BUND organisiert; die 


jeweiligen Kosten werden Ihnen vor den einzelnen Seminarblöcken mitgeteilt, da diese variieren 


können.  


 


Wichtig: Bitte erst nach Erhalt der Bestätigung Buchungen und die Überweisung der 


Teilnahmegebühr vornehmen!  


 


Voraussetzungen für die Prüfungszulassung:  


 Teilnahme am Unterricht  


 Ein entschuldigter Fehltag möglich 


 Abgabe eines erweiterten polizeilichen Führungszeugnisses (das Schreiben für die 


Beantragung wird Ihnen am Anfang der Ausbildung ausgehändigt) 


 Bereitschaft, das in der Ausbildung erlernte Wissen weiterzugeben 


Anmeldung 


Bitte melden Sie sich bis zum 28. Februar 2017 per Post oder E-Mail an: 


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. 


Goebenstr. 3a 


30161 Hannover 


streuobstwiesen@nds.bund.net 


Außerdem stehen Ihnen Beate Holderied unter 07157/5272798 oder Beate.Holderied@streuobst-


paedagogik.de sowie der BUND Niedersachsen unter 0511/9656974 oder 


streuobstwiesen@nds.bund.net gerne zur Verfügung. 


Wir freuen uns auf Ihre Anmeldungen. 


Mit herzlichen Grüßen  


Beate Holderied und Sabine Washof 


 


 


 


Streuobst-Pädagogik 
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https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/bundmagazin-117/

